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Claudia Hartmann-Kurz 
Schulpflicht  oder Schulrecht? 
Flüchtlingskinder und das Menschenrecht auf  Bildung - zur 
Situation in der Bundesrepublik Deutschland 
Zusammenfassung:  In  diesem  Beitrag  sind  die  geltenden 
Regelungen  in den  einzelnen Bundesländern  zum Schulbe-
such junger Flüchtlinge  Gegenstand  der  Betrachtung.  Sie 
werden  einer rechtlichen  Prüfung  unterzogen.  Außerdem 
wird  die  juristische Begründung  des  Schulbesuchsrechts  the-
matisiert.  Unter  dem  Aspekt  Menschenrecht  auf  Bildung  wird 
die  Konvention  über die  Rechte des  Kindes  vorgestellt  und 
erläutert. 
In der Bundesrepublik Deutschland gilt die allgemeine 
Schulpflicht  für  alle Kinder und Jugendlichen im sog. schul-
pflichtigen  Alter. Wer mag das bezweifeln?  Umso erstaunli-
cher mutet daher die Tatsache an, dass die Notwendigkeit 
eines Schulbesuchs bzw. einer Schulpflicht  im Hinblick auf 
Flüchtlingskinder, genauer Kinder von Asylbewerbern auch 
im Jahr 2002 Gegenstand von Diskussionen ist. Eine Errun-
genschaft  des 18. Jahrhunderts ist offensichtlich  noch keine 
Selbstverständlichkeit geworden. Gleiches gilt für  die Tatsa-
che, dass der Pflicht  des einzelnen zum Besuch einer Schule 
die Verpflichtung  des Staates gegenübersteht, durch geeig-
nete Maßnahmen diesen Schulbesuch auch zu ermöglichen. 
Und so diskutieren nicht wenige Personen der Öffentlichkeit 
und der Fachwelt wieder die Frage, ob man jedes bei uns „für 
längere Zeit" lebende Kind tatsächlich zur Schule schicken 
müsse (Schulpflicht)  oder schicken dürfe  (Schulrecht) oder 
ob man die Kinder gar so lange auf  Unterricht warten lassen 
könne, bis der Asylantrag positiv beschieden worden sei. In 
diese Diskussion will sich der hier vorliegende Beitrag aus 
gegebenem Anlass einmischen. 
Die geltenden Regelungen in den 
Bundesländern zum Schulbesuch 
junger Flüchtlinge 
Im Jahr 1993 führte  die Gewerkschaft  Erziehung und Wis-
senschaft  (GEW) eine bundesweite Umfrage  zum Schulbe-
such der Kinder von Asylbewerbern durch. 
Die Fragen der GEW an die Kultusministerien der Länder 
lauteten wie folgt: 
1. Unterliegen die Kinder von Asylbewerbern der Schul-
pflicht? 
2. Haben Kinder von Asylbewerbern - für  den Fall, dass es 
keine Schulpflicht  gibt - ein Schulrecht? 
3. Besuchen die Kinder von Asylbewerbern die Regelschule 
oder gibt es für  sie eigene Klassen oder Schulen? 
4. Wie wird der Unterricht in Sammellagern gewährleistet? 
5. Schließt die Schulpflicht/das  Schulrecht auch den Be-
such von beruflichen  Schulen ein? Haben Kinder von Asyl-
bewerbern die Möglichkeit einer Berufsausbildung  im dualen 
System bzw. in einer Berufsschule? 
Die Umfrage  wurde im Jahr 1997 von einer Forschungs-
gruppe der Pädagogischen Hochschule Schwäbisch Gmünd 
wiederholt.1 Hier sind insbesondere die Rückmeldungen der 
Ministerien zu den Fragen 1 und 2 von Interesse, genauer: die 
Regelungen zum Schulbesuch von Flüchtlingskindern in den 
einzelnen Bundesländern. Die Ergebnisse der Umfrage  zu die-
sem spezifischen  Bereich wurden im Anschluss an eine Un-
tersuchung von Neumann/Jäger aus dem Jahre 1993 (S. 50ff.) 
in folgende  fünf  Gruppen unterteilt: 
- Länder,  in denen  Flüchtlingskinder  grundsätzlich  schul-
pflichtig  sind  (Bayern, Brandenburg, Niedersachsen, Schles-
wig-Holstein, Berlin, Bremen, Hessen); 
- Länder,  in denen  Gruppen bestimmter  Kinder  - abhän-
gig vom Rechtsstatus  der  Eltern  - schulpflichtig  sind  (Rhein-
land-Pfalz,  Thüringen, Saarland); 
- Länder  mit einem Anspruch auf  Schulbesuch  (Sachsen, 
Nordrhein-Westfalen) 
- Länder  mit Beschulung auf  Wunsch  der  Erziehungsbe-
rechtigten  (Baden-Württemberg, Hamburg, Sachsen-Anhalt); 
- Länder,  in denen  der  Schulbesuch  von Flüchtlingskin-
dern  nicht vorgesehen ist (Mecklenburg-Vorpommern). 
Auf  der Grundlage dieser und anderer einschlägiger Unter-
suchungen und Appelle an die Kultusministerien der Länder 
sowie die Kultusministerkonferenz  (KMK), die jedoch ohne 
Wirkung blieben, verfasste  die Sektion „International und 
Interkulturell Vergleichende Erziehungswissenschaft  (SIIVE)" 
der Deutschen Gesellschaft  für  Erziehungswissenschaft 
(DGfE)  1998 eine Resolution mit dem Titel: „Schulpflicht  von 
Kindern mit unsicherem Aufenthaltsstatus  (vor allem Asyl-
bewerber)". In dieser Resolution fordert  die DGfE  die Kultus-
ministerien der Länder Baden-Württemberg, Hamburg, Nord-
rhein-Westfalen,  Rheinland-Pfalz,  Saarland, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen unmissverständlich auf,  Kinder mit unsiche-
rem Aufenthaltsstatus,  insbesondere Kinder von Asylbewer-
bern, nicht länger aus der Vollzeit- und Berufsschulpflicht 
auszuschließen. Die Länder werden gebeten, im Rahmen der 
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KMK eine für  alle Bundesländer einheitliche und verbindli-
che Regelung zu vereinbaren. 
Im Sinne der KMK-Empfehlung  „Interkulturelle Bildung und 
Erziehung in der Schule" vom 25.10.1996 sei es überdies erfor-
derlich, dass alle Kinder, deren Erstsprache nicht Deutsch ist, 
ein Unterrichtsangebot in ihren jeweiligen Herkunftssprachen 
erhielten. 
Die geltenden Regelungen in den Bun-
desländern zum Schulbesuch junger 
Flüchtlinge auf  dem juristischen Prüf-
stand 
Der Resolution vorausgegangen waren Ergebnisse eines 
Forschungsprojekts. Lutz Reuter, Erziehungswissenschaftler 
und Jurist an der Universität der Bundeswehr in Hamburg 
hatte gemeinsam mit Ursula Neumann, Erziehungswissen-
schaflerin  an der Universität Hamburg, die geltenden Rege-
lungen in den Bundesländern zum Schulbesuch junger Flücht-
linge juristisch auf  Rechtsunklarheiten bzw. Regelungsunter-
schiede untersucht. Er kam zusammenfassend  zu folgenden 
Ergebnissen: 
- Die Kinder autochthoner Minderheiten unterliegen in 
Deutschland der Schulpflicht. 
- Kinder von Aussiedlern, Arbeitsmigranten, Staatenlosen 
und anerkannten Asylbewerbern sowie Kinder von Kontin-
gent- und Konventionsflüchtlingen  sind ebenfalls  schul-
pflichtig. 
- In allen Bundesländern wird Kindern und Jugendlichen 
(unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit und ihrem auf-
enthaltsrechtlichen Status) grundsätzlich ein Recht auf  Schul-
besuch eingeräumt. 
- In acht Bundesländern2 werden die Kinder von Asylbe-
werbern und Kriegsflüchtlingen  von der Schulpflicht  ausge-
nommen: In Baden-Württemberg, Hamburg, Nordrhein-West-
falen,  Rheinland-Pfalz,  Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen bestehen Verwaltungsvorschriften,  wonach 
Asylbewerberkinder nicht der Schulpflicht  unterliegen. 
- Alle Schulgesetze bzw. Schulpflichtgesetze  kennen Aus-
nahmetatbestände, die in der Regel individuell angewendet 
werden.3 Eine schulgesetzliche Ermächtigung zur Her-
ausnahme ganzer Personengruppen aus der Schulpflicht  gibt 
es im Landesschulpflichtrecht  nicht, da kollektive Ausnahme-
bestimmungen gegen das Diskriminierungsverbot des Art. 3 
GG verstoßen. 
Damit gilt: Die in den Bundesländern Baden-Württemberg, 
Hamburg, Nordrhein-Westfalen,  Rheinland-Pfalz,  Saarland, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen bestehenden Ver-
waltungsvorschriften,  wonach Kinder von Asylbewerbern 
nicht der Schulpflicht  unterliegen, sind nach Ansicht Reuters 
rechtswidrig! Gleiches gilt für  die Kinder von Kriegsflücht-
lingen; auch sie unterliegen der Schulpflicht.  Somit sind die 
entsprechenden Verwaltungsvorschriften  in Hamburg, Rhein-
land-Pfalz  und Thüringen ebenfalls  rechtswidrig! Bleibt zu 
fragen,  wie die genannten Länder das de jure rechtswidrige 
Schulbesuchsrecht für  Kinder von Asylbewerbern bzw. Kin-
dern von Kriegsflüchtlingen  begründen? 
Wie wird das Schulbesuchsrecht be-
gründet? 
Bildungsfragen  fallen  in der Regel unter die Hoheit der einzel-
nen Bundesländer. Einer Erlassempfehlung  der Kultusminis-
terkonferenz  (KMK) zufolge  gelten die Gesetze über die Schul-
pflicht  auch für  ausländische Kinder und Jugendliche, die 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt  in der Bundes-
republik Deutschland haben. 
Für Asylbewerber aber gilt: Sie haben „in der Regel keinen 
gewöhnlichen Aufenthalt  in der Bundesrepublik" (Huber 1991, 
S. 36; Hartmann-Kurz 1997, S. 62). Damit wird den Ländern ein 
Ermessensspielraum eingeräumt, d.h. in Bayern, Brandenburg 
oder Schleswig-Holstein sind Asylbewerberkinder schulpflich-
tig, da in diesen Bundesländern bereits jeder geschlossene 
Raum als Wohnung anerkannt wird, in Baden-Württemberg, 
Nordrhein-Westfalen  oder im Saarland werden diese Kinder 
dagegen von der Schulpflicht  ausgenommen mit der Begrün-
dung, der Wohnsitz sei bei Asylbewerbern schwer feststell-
bar. 
Nach Reuter et al. (1998) ist diese Verwaltungsvorschrift 
per se bereits rechtswidrig, da die schulpflichtbegründenden 
Rechtsbegriffe  der Wohnung und des gewöhnlichen Aufent-
halts lediglich Kriterien der Abgrenzung von Verantwortungs-
bereichen zwischen den Gebietskörperschaften  darstellten, 
nicht hingegen Kriterien der Ausgrenzung von Personen-
gruppen aus der Schulpflicht.  Zudem missachten die Landes-
schulverwaltungen mit der Differenzierung  zwischen Schul-
pflicht  und Schulbesuchsrecht ihre Verpflichtung  nach Art. 
28 der Konvention über die Rechte des Kindes, wonach der 
Besuch der Grundschule für  alle Kinder zur Pflicht  zu machen 
ist und Maßnahmen zur Förderung des regelmäßigen Schul-
besuchs zu treffen  sind. 
Das Menschenrecht auf  Bildung 
Die Konvention  über die  Rechte des  Kindes  (KRK) wurde 
1992 von 143 Mitgliedsstaaten ratifiziert  und trat am 5. April 
1992 in Deutschland in Kraft. 
„Kind" im Sinne der KRK ist nach Art. 1 jeder Mensch, der 
das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, soweit 
die Volljährigkeit nach dem auf  das Kind anzuwendenden 
Recht nicht früher  eintritt. Art. 28 der Konvention normiert 
das Recht des Kindes auf  Erziehung und Bildung, explizit das 
Ziel der Vertragsstaaten, insbesondere im Grundschulbereich, 
Schulpflicht  und Schulgeldfreiheit  für  alle einzuführen,  bzw. 
das Schaffen  verschiedener Formen weiterbildender Schulen, 
die allen Kindern mit entsprechenden Fähigkeiten zugänglich 
gemacht werden sollen: 
Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf 
Bildung an; um die Verwirklichung dieses Rechts auf  der 
Grundlage der Chancengleichheit fortschreitend  zu erreichen, 
werden sie insbesondere: 
Seite 22 ZEP 25. Jg. Heft  2 Juni 2002 
a) den Besuch der Grundschule für  alle zur Pflicht  und un-
entgeltlich machen; 
b) die Entwicklung verschiedener Formen der weiterfüh-
renden Schulen allgemeinbildender und berufsbildender  Art 
fördern,  sie allen Kindern verfügbar  und zugänglich machen 
und geeignete Maßnahmen wie die Einführung  der Unent-
geltlichkeit und die Bereitstellung finanzieller  Unterstützung 
bei Bedürftigkeit  treffen;  (...) 
e) Maßnahmen treffen,  die den regelmäßigen Schulbesuch 
fördern  und den Anteil derjenigen, welche die Schule vorzei-
tig verlassen, verringern.... 
Bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde  am 6. März 1992 
gab die Bundesregierung nach kontroverser Diskussion im 
Bundestag folgende  Erklärung ab (Auszug): 
„(I)... Die Bundesrepublik erklärt zugleich, daß das Über-
einkommen innerstaatlich keine unmittelbare Anwendung fin-
det. Es begründet völkerrechtliche Staatenverpflichtungen, 
die die Bundesrepublik Deutschland nach näherer Bestim-
mung ihres mit dem Übereinkommen übereinstimmenden in-
nerstaatlichen Rechts erfüllt... 
(IV)... Nichts in dem Übereinkommen kann dahin ausge-
legt werden, daß die widerrechtliche Einreise eines Auslän-
ders in das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland oder des-
sen widerrechtlicher Aufenthalt  dort erlaubt ist; auch kann 
keine Bestimmung dahin ausgelegt werden, daß sie das Recht 
der Bundesrepublik Deutschland beschränkt, Gesetze und Ver-
ordnungen über die Einreise von Ausländern und die Bedin-
gungen ihres Aufenthaltes  zu erlassen oder Unterschiede 
zwischen Inländern und Ausländern zu machen." 
Für die Wirksamkeit der Kinderrechtskonvention formu-
liert Dorsch (1994, S. 315) zusammenfassend:  „Die KRK hält 
zweifellos  eine Fülle von Anregungen für  den deutschen Ge-
setzgeber bereit und sollte in der Tat als Anstoß für  notwen-
dige Reformen  dienen. Ungeachtet dessen erlegt sie es dem 
deutschen Gesetzgeber nicht auf,  umgehend grundlegende 
Gesetzesänderungen herbeizuführen." 
Übertragen auf  die Situation der Kinder von Asylbewer-
bern und Kriegsflüchtlingen  bedeutet dies, daß die Kinder-
rechtskonvention nur formell  ratifiziert  wurde, d.h. unter Vor-
behalt. Es handelt sich demnach nur um einen bloßen völker-
rechtlichen Vertrag, der keinen Verfassungsrang  besitzt. In 
der Regel erhalten völkerrechtliche Verträge bereits automa-
tisch durch ihre Ratifizierung  den Rang eines Gesetzes und 
werden somit zu Bundesrecht. Durch die vorbehaltliche Re-
gelung im Falle der Kinderkonvention wird diese Ratifizie-
rung ausgehöhlt, d.h. das Asylverfahrensgesetz  hat Vorrang 
vor der Kinderrechtskonvention. Dadurch müssen Kinder von 
Asylbewerbern einen getrennten Asylantrag stellen und die 
Grundsätze der Kinderrechtskonvention können nicht einge-
klagt werden. 
Diese Ungleichbehandlung von Kindern in der Bundes-
republik Deutschland sollte meiner Ansicht nach in aller Deut-
lichkeit kritisiert werden, denn letztlich wird die Frage der 
Schulbesuchsregelung mit dem jeweiligen Aufenthalts-  und 
Rechtsstatus von Kindern verknüpft,  d.h. die Bundeslandzu-
weisung entscheidet über die Art der Schulbesuchsregelung 
(s. Kap.2). Hiermit wird ein juristisches Kriterium zum Züng-
lein an der Waage für  ein originär pädagogisches Problem. 
Abschließend betrachtet bedeutet dies: Solange es keine 
einheitliche Schulpflichtregelung  für  alle Kinder in der Bundes-
republik Deutschland gibt, solange werden Kinder ihr Leben 
in der Hoffnung  auf  eine Zukunft  in einem freien  und sicheren 
Land mit den denkbar schlechtesten Voraussetzungen begin-
nen, nämlich mit der Teilnahme an einer Lotterie bzw. einem 
Glücksspiel in Sachen Bildung und Zukunft. 
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